Staatsverschuldung aus Biirgersicht:
Ein Forschungstiberblick

KARSTEN MAUSE

Karsten Mause, Universitat Miinster, E-Mail: karsten.mause@uni-muenster.de

Zusammenfassung: Aufgrund der seit langem gefiihrten Debatte um das Fiir und Wider der Nutzung des
Politikinstruments der Staatsverschuldung wissen wir recht viel dariiber, was Experten (z. B. Finanzpolitiker/
-wissenschaftler) von Haushaltskonsolidierung, Deficit-Spending oder Verschuldungsgrenzen halten. Dagegen
finden sich in der Literatur zur Politischen Okonomie der Staatsverschuldung relativ wenige empirische Studien,
die sich der naheliegenden Forschungsfrage widmen, was Biirgerinnen und Biirger iiber Staatsverschuldung
denken; wobei die Meinung der Biirger wahrscheinlich maBgeblich durch Experten und deren &ffentliche
Verlautbarungen gepragt sein diirfte. Dieser Beitrag gibt einen Uberblick iiber die Literatur in diesem For-
schungsfeld. Zudem wird auf Desiderata aufmerksam gemacht, und es werden Implikationen der Forschungs-
ergebnisse fiir die politische Praxis aufgezeigt.

Summary: Due to the long-standing debate about the pros and cons of using public debt as a policy tool, we
know a lot about what experts (e.qg. fiscal policymakers, economists) think of deficit spending, budget con-
solidation or fiscal rules. In contrast, in the literature on the political economy of public debt there are relatively
few empirical studies which investigate the obvious research question of what citizens think about public debt;
though citizens' opinions are likely to be significantly influenced by experts and their public statements. This
paper gives an overview of the literature in this specific research field. Moreover, the paper draws attention to
desiderata and discusses the political implications of the research findings.

— JEL classification: E62, G53, H61, H62, H63
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I Einleitung

Die Fragestellung, ob die Nutzung des Politikinstruments der Staatsverschuldung ein ,Segen‘ oder
ein ,Fluch‘ (oder beides) fiir eine sich verschuldende Gebietskérperschaft (z. B. Kommune, Bun-
desland, Nationalstaat) und ihre Gliubiger darstellt, ist seit langem Gegenstand theoretischer und
empirischer Forschung in Volkswirtschaftslehre, Politikwissenschaft und benachbarten Gesell-
schaftswissenschaften. Beispielsweise existiert eine breite Literatur, die unter Uberschriften wie
»Wer istschuld an den Schulden? die polit-ckonomischen Determinanten der Staatsverschuldung
in verschiedenen Lindern und Zeitriumen untersucht (siehe als Uberblick dazu z. B. Wagschal
2003; Eslava 2011; Alesina und Passalacqua 2016; Pamp und Schnellenbach 2018). Auch gibt es in
Politik und Wissenschaft seit langem eine lebhafte Debatte, in der die Argumente, die pro und
contra Staatsverschuldung, Deficit-Spending, Verschuldungsgrenzen oder den Einsatz anderer
fiskalpolitischer Instrumente sprechen, von Politikern, Journalisten und Wissenschaftlern (insb.
Wirtschafts- und Rechtswissenschaft) diskutiert werden (siehe z. B. Buchanan und Wagner 1977;
Weizsicker 1992; Konrad und Zschipitz 2012). An Expertenwissen/-meinungen zum Thema
herrscht offensichtlich kein Mangel. Bei der Durchsicht der wissenschaftlichen Literatur zur Po-
litischen Okonomie der Staatsverschuldung fillt jedoch auf, dass sich relativ wenige empirische
Studien der naheliegenden Forschungsfrage widmen, was eigentlich ,die Biirger davon halten,
dass sich ,der’ Staat — aus welchen Griinden auch immer — (weiter) verschuldet.

Der vorliegende Beitrag gibt einen Uberblick iber die vorhandene empirische Literatur, die auf
Basis von via Meinungsumfragen, Experimenten sowie Wahlen und Abstimmungen gewonnenen
Daten die Einstellung der Bevolkerung zu verschiedenen Aspekten des Themenkomplexes
Staatsverschuldung analysiert. Die bislang existierenden empirischen Studien zum Thema kon-
zentrieren sich vor allem auf die folgenden zentralen Forschungsfragen, die den Beitrag struk-
turieren: Abschnitt 2 geht der Frage nach, ob Biirger Staatsverschuldung iiberhaupt als Problem
empfinden? Abschnitt 3 prisentiert Umfragestudien, die untersucht haben, ob Biirger eine Politik
der fiskalischen Konsolidierung unterstiitzen. Da sich Umfrage-Ergebnisse nicht zwangslaufig in
Wahlergebnissen niederschlagen, geht Abschnitt 4 auf die in einigen Studien analysierte For-
schungsfrage ein, ob Sparpolitik elektorale Konsequenzen hat. Im Fazit des Beitrags (Abschnitt 5)
werden Implikationen der empirischen Forschungsergebnisse fiir die politische Praxis sowie fiir
weitere Forschungen in diesem Bereich aufgezeigt.

2 Ist Staatsverschuldung iiberhaupt ein Problem? Biirgerwahrnehmungen

Gegenwirtig gibt es in der Europiischen Union (EU) keinen Mitgliedstaat, der nicht verschuldet
ist. Gleiches gilt fuir die USA, die Schweiz und die anderen Mitgliedstaaten der Organisation fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD). Dariiber hinaus sind viele subnatio-
nale Jurisdiktionen (z.B. Bundeslinder, Kommunen) mehr oder weniger stark verschuldet. Und
hin und wieder ist zu beobachten, dass Nationalstaaten oder subnationale Jurisdiktionen Gefahr
laufen, zahlungsunfihig zu werden — oder schlieflich tatsichlich bankrottgehen. Vor diesem
empirischen Hintergrund und angesichts des in der Einleitung skizzierten Expertendiskurses
stellt sich freilich die Frage, ob die in den vergangenen Jahrzehnten z.B. in den EU/OECD-
Mitgliedstaaten angehiuften ,Schuldenberge‘ aus Biirgersicht itberhaupt ein Problem darstellen.
Im Zuge der europiischen Staatsschuldenkrise wurden Bevilkerungs-/Meinungsumfragen
durchgefiihrt, die als Informationsquelle zu dieser Frage herangezogen werden kénnen.
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In einer 2012 von der Europiischen Kommission veréffentlichten Eurobarometer-Umfrage wur-
den reprisentative Stichproben von Biirgern in 27 EU-Mitgliedstaaten mit der folgenden Aussage
konfrontiert: ,Measures to reduce the public deficit and debt in [your country] cannot be delayed”
(vgl. European Commission 2012). Die Umfrage-Ergebnisse zeigen, dass in allen EU-Staaten eine
klare Mehrheit der Biirger sehr besorgt iiber die ,Schuldenfrage‘ ist: In 15 Lindern stimmten mehr
als 80 % der Befragten der o.g. Aussage zu. In 8 Lindern wurden Zustimmungswerte von iiber
70 % erreicht. In den iibrigen Lindern treten Zustimmungswerte von tiber 6o % auf. Eine dhnliche
Umfrage des in Washington ansissigen Pew Research Center im selben Jahr zeigt ein dhnlich
hohes Maf an 6ffentlicher Besorgnis in der US-Bevélkerung: Dort beantworteten 71% der Be-
fragten die folgende Frage mit ,Ja“: ,Do you think that the size of the national debt poses a major
threat to the economic well-being of the U.S.?“ (vgl. Pew Research Center 2012).

Abbildung 1

Staatsverschuldung vs. offentliche Besorgnis iiber Staatsverschuldung, 2012
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der im Text genannten Datenquellen.

Ein weiterer interessanter Befund, der als ,Schuldenpanik oder ,Schuldenhysterie‘ interpretiert
werden konnte, wird in Abbildung 1 deutlich. Es zeigt sich, dass auch in Lindern mit relativ
moderater Staatsverschuldung wie Estland (Schuldenstandquote 9,6 %; Quelle: Eurostat-Daten fiir
das 3. Quartal 2012), Luxemburg (20,9 %), Schweden (37,4 %), Dinemark (47,5%) oder Finnland
(51,1%) die Biirger das subjektive Empfinden haben, dass die Hohe der Staatsverschuldung in
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ihrem Land ein ernstes und behandlungsbediirftiges Problem darstellt: Estland (Eurobarometer-
Wert 69 %), Luxemburg (86 %), Schweden (86 %), Dinemark (77%) und Finnland (87 %). Ge-
nerell diirfte die in dieser und dhnlichen Umfragen auftretende grofle Besorgnis iiber die ge-
genwirtige Hohe der Staatsverschuldung in den EU-Mitgliedstaaten auch durch die (Medien-)
Aufmerksambkeit, die diesem spezifischen Politikthema im Zuge der europiischen Staatsschul-
denkrise zugekommen ist, beeinflusst sein. Zu der Frage, inwieweit die Buirgerpriferenzen zum
Thema Staatsverschuldung durch die Medienberichterstattung beeinflusst werden, liegt bislang
jedoch kaum empirische Evidenz vor (eine Ausnahme stellt die Studie von Barnes und Hicks 2018
fiir Grofbritannien dar).

Die mit derartigen Umfragen adressierte Frage, wie grofd der Anteil der Gesellschaftsmitglieder
ist, die den Eindruck haben, dass die Jurisdiktion, in der sie leben, zu hoch verschuldet ist, diirfte
insbesondere fiir wiederwahlinteressierte politische Entscheidungstriger interessant und relevant
sein. Denn wenn die Mehrheit der Bevilkerung der Meinung ist, dass ihr Gemeinwesen bereits zu
hoch verschuldet ist bzw. ein Verschuldungsproblem hat, dann kénnte eine weitere Kreditauf-
nahme durch die Regierung bei der nichsten Wahl in Form von Stimmenverlusten fiir die Re-
gierungspartei(en) abgestraft werden. Wir kommen darauf in Abschnitt 4 zurtick.

3 Unterstiitzen Biirger eine Politik der fiskalischen Konsolidierung?

Neben der Betrachtung von Mehrheitsverhiltnissen innerhalb der Bevolkerung diirfte fuir fi-
nanzpolitische Entscheidungstriger von Interesse sein, wie einzelne Teile bzw. Gruppen der
Gesellschaft iiber das Thema Staatsverschuldung denken. Sollte sich z. B. herausstellen, dass sich
insbesondere ganz bestimmte Bevolkerungsgruppen fiir (oder gegen) eine weitere Staatsverschul-
dung aussprechen, dann kénnten politische Entscheidungstriger mittels Informationskampagnen
versuchen, diese Gruppen davon zu iiberzeugen, dass —im Widerspruch zu ihren Priferenzen —in
der gegenwirtigen Lage jedoch eine Spar-/Konsolidierungspolitik (oder zusdtzliche staatliche Kre-
ditaufnahme) angebracht sei. Trotz der offensichtlichen politischen und gesellschaftlichen Rele-
vanz der gerade skizzierten Fragestellung, liegen iiberraschenderweise erst wenige empirische
Studien vor, die auf der Basis von Individualdaten untersuchen, ob sich die Einstellungen zur
Staatsverschuldung innerhalb der Bevolkerung — sozusagen von Biirger zu Biirger — unterschei-
den; also, ob individuelle Faktoren wie Alter, Geschlecht, Bildungsniveau, Einkommen oder Par-
teipriferenzen bei der Frage, ob Staatsverschuldung als Problem empfunden wird, einen Unter-
schied machen.

Die erste systematische Studie in diese Richtung wurde von Heinemann und Hennighausen
(2012) vorgelegt. Als Datengrundlage dient ihnen eine fiir die Gesamtbevélkerung reprisentative
Stichprobe von 1001 Bundesbiirgern, die Ende 2011, also wihrend der europiischen Staats-
schuldenkrise, mit der folgenden Aussage und anschlieRenden Frage konfrontiert wurde: ,Die
Bundesregierung strebt an, in den nichsten Jahren keine neuen Schulden mehr zu machen. Dies
bedeutet zugleich, dass entweder die Steuern oder Abgaben fiir die Biirger erh6ht oder Leistungen
des Staates gekiirzt werden miissten. Was meinen Sie: Sollte der Staat ohne neue Schulden aus-
kommen, auch wenn dies fiir Sie persénlich mit Leistungskiirzungen oder hsheren Abgaben
verbunden ist oder sollte er dies unter diesen Umstinden nicht tun»“ (Heinemann und Hennig-
hausen 2012: 415).
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Insgesamt befiirworten 67,5 % der Befragten eine Politik der fiskalischen Konsolidierung, 29,1%
sind dagegen. Auffallend ist, dass lediglich 1,9 % der Befragten mit ,weif nicht“ antworteten und
lediglich 1,5% keine Antwort abgaben. Wie auch Heinemann und Hennighausen (2012: 415)
herausstellen, deuten die zuletzt genannten Befunde darauf hin, dass es sich bei der Frage, ob
Biirger pro/contra Haushaltskonsolidierung sind, keineswegs um eine — wie bisweilen behauptet —
nur von Experten zu beantwortende Frage handelt. Dartiber hinaus zeigt die Studie u. a., dass Alter,
Elternschaft sowie Einkommens- und Bildungsniveau einen signifikanten Unterschied machen:
d.h., iltere Personen, Befragte mit Kindern, Personen mit hohem Einkommen sowie Befragte mit
akademischer Ausbildung neigen — ceteris paribus (d.h. unter Beriicksichtigung bzw. Kontrolle
einer Vielzahl weiterer Einflussfaktoren) — eher als der Rest der Bevélkerung dazu, eine Politik der
fiskalischen Konsolidierung zu unterstiitzen.

Der signifikante und positive Alterseffekt ist insofern iiberraschend, als dass man ilteren Men-
schen aufgrund ihrer - verglichen mit jiingeren Gesellschaftsmitgliedern — geringeren Lebens-
erwartung theoretisch unterstellen kénnte, dass sie in dieser Sachfrage eine ,Nach mir die Sintflut‘-
Haltung entwickeln: d.h., eine Priferenz fiir mehr Staatsverschuldung haben, da sie dadurch
womoglich in den Genuss kreditfinanzierter staatlicher Leistungen kommen, aber einen Teil der
Schuldenlast auf kiinftige, nach ihnen lebende Generationen schieben kénnen. Aber, wie gesagt,
in der Umfrage von Heinemann und Hennighausen (2012) ist genau das Gegenteil zu beobachten:
iltere Menschen zeigen darin eher eine Priferenz pro Haushaltskonsolidierung (diesen Befund
erhiltim Ubrigen auch Zabler 2017 im Rahmen seiner Umfragestudie auf kommunaler Ebene im
Bundesland Nordrhein-Westfalen; Stichprobengréfle: n=1oo4). Wie Heinemann und Hennig-
hausen (2012) berichten, ist der Effekt noch stirker ausgeprigt, wenn éltere Menschen Eltern sind
bzw. Kinder haben (d. h. Interaktionseffekt Alter x Kinder), und so durchaus ein Interesse daran
haben diirften, welche staatliche Haushaltssituation kiinftige Generationen vorfinden.

Hingegen sprechen sich Arbeitslose oder geringfiigig Beschiftigte in dieser Umf{rage eher gegen
Haushaltskonsolidierung aus; vermutlich, weil sie erwarten, dass sie negativ von einer derartigen
Politik betroffen sein werden (z.B. in Form von Leistungskiirzungen). Auffallend ist dariiber
hinaus, dass Minner — wiederum ceteris paribus — eine Politik der fiskalischen Konsolidierung eher
unterstiitzen als weibliche Befragte. Wie Heinemann und Hennighausen (2012: 420—421) her-
vorheben, ist dieser Gender-Effekt signifikant und robust. Erklirungen fiir diesen interessanten
empirischen Befund kénnen sie freilich nicht liefern. Interessant ist zudem, dass die Parteipri-
ferenz der Befragten im Untersuchungskontext keine grofRe Rolle zu spielen scheint: lediglich
Befragte, die angaben, bei der nichsten Wahl die FDP wihlen zu wollen, zeigen eine stirkere
Priferenz pro Haushaltskonsolidierung als die Anhinger anderer politischer Parteien. Erwih-
nenswert ist in diesem Zusammenhang auch, dass Zabler (2017) in seiner Umfragestudie keine
statistisch signifikanten Parteieneffekte in puncto Konsolidierungsbereitschaft der Biirger auf
kommunaler Ebene in Deutschland findet.

Inzwischen sind weitere, dhnlich angelegte Studien fiir andere Untersuchungskontexte versf-
fentlicht worden. Hayo und Neumeier (2017) untersuchen die Konsolidierungspriferenzen auf
Basis einer im Frithjahr 2013 befragten reprisentativen Stichprobe von 2042 Bundesbiirgern, in
der die Mehrheit der Befragten (69,8 %) eine Politik der fiskalischen Konsolidierung befiirworten.
Hohe Zustimmungswerte ergaben sich auch in einer dhnlichen Umfragestudie der Autoren, die
die individuellen Einstellungen der Biirger zur deutschen Schuldenbremse analysiert: Im Friih-
jahr 2013 beftirworten 61% der Befragten die Schuldenbremse, lediglich 8 % sind dagegen, und
17 % ist die Schuldenbremse nicht streng genug, da diese ein gewisses Mafl an Neuverschuldung
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erlaubt (vgl. Hayo und Neumeier 2016; Gréfle der reprisentativen Stichprobe: n=2042 Befragte).
Hinsichtlich der individuellen Einstellungsunterschiede zeigt sich in der zuvor genannten, 4lteren
Studie von Hayo und Neumeier (2017) u. a., dass die Befragten signifikant eher bereit sind, einen
Konsolidierungskurs zu unterstiitzen, (1) wenn diese ihre persénliche ckonomische Situation als
gut empfinden, (2) wenn sie Hausbesitzer sind, (3) wenn sie gut iiber die mit dem Instrument der
staatlichen Verschuldungspolitik verbundenen Kosten informiert sind, und (4) wenn sie wenig
Vertrauen in die Fihigkeit fiskalpolitischer Entscheidungstriger haben, sorgsam mit éffentlichen
Mitteln umzugehen.

Ahnlich wie in den Studien von Heinemann und Hennighausen (2012) und Zabler (2017) spielt die
Parteipriferenz in der von Hayo und Neumeier (2017) analysierten Stichprobe keine entschei-
dende Rolle: Zwischen Nichtwihlern und den Anhingern von CDU/CSU, FDP, SPD, Griine und
Linke zeigen sich keine signifikanten Unterschiede in puncto Konsolidierungspriferenz. Und
auch der oben berichtete, unerwartete Alterseffekt (d.h. Altere offenbaren stirkere Konsolidie-
rungsbereitschaft) tritt in der Stichprobe von Hayo und Neumeier (2017) auf; dagegen macht —
anders als in der Studie von Heinemann und Hennighausen (2012) — der Tatbestand, Kinder zu
haben, in dieser neueren Studie keinen signifikanten Unterschied. Parteieneffekte ergeben sich
freilich in der o.g. Schuldenbremsen-Studie von Hayo und Neumeier (2016): darin dufsern An-
hinger der CDU/CSU die grofite Zustimmung zur Schuldenbremse, gefolgt von Anhingern der
Griinen, SPD, FDP und Die Linke.

Uber Heinemann und Hennighausen (2012) hinausgehend fragen Hayo und Neumeier (2017)
zudem diejenigen Befragten, die pro Haushaltskonsolidierung sind, mittels welcher Instrumente
der Konsolidierungskurs ihrer Meinung nach beschritten werden sollte (d. h. Steuererh6hungen
vs. Ausgabenkiirzungen in verschiedenen Politikfeldern). Lediglich 21 % priferieren Steuererho-
hungen, 66 % befiirworten einen ausgabenseitigen Konsolidierungspfad. Interessanterweise zeigt
sich hier u.a., dass Befragte mit hohem Einkommen anscheinend ihr Eigeninteresse in dieser
Sachfrage zuriickstellen, da sie Steuererhshungen zur Haushaltskonsolidierung befiirworten und
gegeniiber anderen Instrumenten (z.B. Ausgabenkiirzungen) priferieren. Befragte, die wenig
Vertrauen in die Fihigkeit des Staates haben, sorgsam mit Steuereinnahmen umzugehen, lehnen
— wenig tiberraschend — Steuererhshungen eher ab (siehe zu den Biirgerpriferenzen beziiglich
Besteuerung, Staatsausgaben und Staatsverschuldung auch die Umfragestudie von Hayo und
Neumeier 2019).

Exemplarisch sei zudem noch die Studie von Stix (2013) vorgestellt, der die Konsolidierungspri-
ferenzen auf Basis einer im Frithjahr 2010 durchgefiihrten reprisentativen Umfrage in Osterreich
untersucht (n=2000). Darin zeigt sich u.a., dass die Mehrheit der Befragten (67 %) einen Staats-
schuldenabbau in diesem Land in den nichsten 20 Jahren priferiert bzw. fordert. Zudem zeigt
sich, dhnlich wie in der oben vorgestellten Deutschland-Studie, dass Befragte mit Kindern sowie
Minner — ceteris paribus — eine stirkere Konsolidierungspriferenz offenbaren als Kinderlose und
weibliche Befragte. Dariiber hinaus gelingt es Stix (2013), eine Reihe von weiteren Faktoren zu
identifizieren, die die biirgerseitige Zustimmung zu einer Politik der fiskalischen Konsolidierung
zu steigern scheinen: etwa, wenn die Befragten die Erwartung haben, dass die Lasten eines Kon-
solidierungsprogramms ,fair innerhalb der Gesellschaft verteilt werden.

Festzuhalten ist an dieser Stelle, dass in Deutschland und Osterreich offensichtlich eine Mehrheit

der Biirger eine Politik der fiskalischen Konsolidierung unterstiitzen wiirde. Zudem zeigen die
vorgestellten Umfragestudien, dass es innerhalb der Bevélkerung jedoch erhebliche Unterschiede
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in puncto Konsolidierungspriferenzen gibt; d.h., bestimmte Teile der Bevélkerung bzw. der
Wihlerschaft zeigen eine hohere Konsolidierungsbereitschaft als andere. Und hinsichtlich der
Ausgestaltung des Konsolidierungskurses (Steuererhshungen vs. Ausgabenkiirzungen) existieren
ebenfalls Priferenzunterschiede. Ob die in den o.g. Studien erhaltenen empirischen Befunde auch
auferhalb der spezifischen Untersuchungskontexte (d.h. Deutschland, Osterreich) und Unter-
suchungszeitpunkte (d.h. Befragung wihrend der europiischen Staatsschuldenkrise) gelten,
miisste mittels weiterer Studien fiir andere Zeitrdume und Linder iiberpriift werden. Allerdings
liegen bislang kaum lindervergleichende empirische Studien vor. Eine Ausnahme stellt Daniele
und Geys (2015) dar, die auf Basis von 2011er-Eurobarometer-Daten die Einstellungen der Biirger
in den EU-Mitgliedstaaten (n=26856 Befragte) zur moglichen Einfithrung von Eurobonds unter-
suchen. Hingewiesen sei auch auf Bauhr und Charron (2018), Kleider und Stoeckel (2019) sowie
Vasilopoulou und Talving (2019), die auf Basis von Umfragedaten aus der European Election Study
2014 die Einstellungen der Biirger in den EU-Mitgliedstaaten (n=30065 Befragte) zu Bailout-
Paketen untersuchen, mittels derer Linder vor dem Staatsbankrott gerettet wurden (siehe dazu
auch Mause 2018; Gerhards et al. 2019).

Zudem ist bislang — mangels entsprechender Panel-/Zeitreihendaten — kaum erforscht, ob sich die
Einstellungen der Biirger zum Thema Staatsverschuldung iiber die Zeit bzw. im Zeitablauf ge-
wandelt haben. Eine Ausnahme in dieser Hinsicht ist Nicoli (2019), der auf Basis verschiedener
Eurobarometer-Wellen aus dem Zeitraum 2o011-2015 die Biirgerpriferenzen zur potentiellen
Einfithrung von Eurobonds analysiert. Und generell gilt: auch wenn die o.g. Studien wichtige
Informationen zu den Einstellungen der Biirger zum Thema Staatsverschuldung liefern (Mehr-
heitsmeinung, individuelle Einfluss-/Erklirungsfaktoren etc.), ist keineswegs klar, dass sich die in
Bevolkerungs-/Meinungsumfragen geiduflerten Priferenzen auch in Wahlergebnissen nieder-
schlagen.

4 Hat Sparpolitik elektorale Konsequenzen?

In der polit-6konomischen Literatur wird darauf hingewiesen, dass nicht nur der Kapitalmarkt und
formale Fiskalregeln, sondern auch der Wihlerstimmenmarkt als ,Schuldenbremse‘ wirken kann:
Wihlerinnen und Wihler, die eine Priferenz fiir eine solide Fiskalpolitik haben, kénnten Regie-
rungen, die aus ihrer Sicht zu hohe Haushaltsdefizite bzw. Staatsverschuldung produzieren, an
der Wahlurne abstrafen (vgl. z.B. Rodden et al. 2003: 20—21; Mause und Gréiteke 2012: 293;
Zohlnhofer 2012). Es existiert eine Reihe von Studien, die diesen moglichen Bestrafungseffekt in
verschiedenen Untersuchungskontexten empirisch untersucht haben. So finden Schneider (2007)
fiir die 10 westdeutschen Bundeslinder (Zeitraum 19770—2003), Brender und Drazen (2008) fiir 23
OECD-Staaten (Zeitraum 1960-2003) und dhnlich angelegte Studien, welche andere Stichproben
analysiert haben (vgl. die Literaturtibersicht in Eslava 2011: 650-652), heraus, dass Regierungen,
die groRe Haushaltsdefizite ,gefahren‘ haben, bei der nichsten Wahl mit Stimmenverlusten be-
straft wurden. Und Alesina et al. (1998) legen empirische Evidenz fiir 19 OECD-Staaten im
Zeitraum 1960-1995 vor, wonach Regierungen, die eine Politik der Haushaltskonsolidierung
betrieben haben, bei den darauffolgenden Wahlen gar mit Stimmengewinnen belohnt wurden (in
diese Richtung auch: Alesina et al. 2013 fiir 19 OECD-Staaten im Zeitraum 1975-2008).

An der These , Wihler mogen keine Defizite“ (so die Formulierung in den Beitrigen von Brender,

Drazen und Eslava) scheint demnach etwas dran zu sein. Allerdings scheint es sich dabei nicht um
ein immer und iiberall geltendes ,ehernes‘ Gesetz zu handeln, da zu dieser Fragestellung ,mixed
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evidence’ vorliegt. Im Gegensatz zu den o.g. Studien zeigt sich z.B. in der Studie von Mulas-
Granados (2004) innerhalb eines Samples von 15 EU-Mitgliedstaaten im Zeitraum 1960-2000,
dass sich eine Konsolidierungs-/Sparpolitik negativ auf die Wiederwahlchancen der Regierung
ausgewirkt hat. Und Peltzman (1992), der Prisidenten-, Kongress- und Gouverneurs-Wahlen in
den USA im Zeitraum 1950-1988 untersucht hat, findet, dass Wihler zwar Regierungen fiir
deutliche Staatsausgabensteigerungen, aber nicht fiir einen Anstieg des Haushaltsdefizits an der
Wahlurne bestraft haben.

Zum Fragenkomplex, ob Haushaltsdefizite, eine Erh6hung der Staatsverschuldung oder Ausga-
bensenkungen/-erhshungen in bestimmten Lindern und Zeitriumen elektorale Konsequenzen
gezeitigt haben, ist — angesichts der tiberschaubaren Anzahl an Studien — sicher weitere Forschung
notig. Insbesondere fiir politische Entscheidungstriger duirfte es von hohem Interesse sein, ob
bzw. unter welchen Bedingungen Regierungen in der Vergangenheit fiir ihr fiskalpolitisches
Handeln ,bestraft oder ,belohnt’ (gemessen z. B. an Popularitit und Wihlerstimmen) wurden. Die
empirische Uberpriifung des Zusammenhangs zwischen Fiskalpolitik und Wahlerstimmenmarkt
ist jedoch nicht ganz einfach. Zwar handelt es sich bei der staatlichen Ausgaben- und Verschul-
dungspolitik um ein wichtiges Politikfeld; aber dies ist eben lediglich ein Politikfeld neben vielen
anderen — und mancher Wihler mag das finanzpolitische Konzept der Partei X mogen, dann aber
doch bei der Wahl seine eine Stimme der Partei Y aufgrund deren Programmatik bei anderen
,Policy-Issues‘ geben. Zudem hat die empirische Wahlforschung gezeigt, dass eine Vielzahl von
Faktoren einen Einfluss auf das Wahlergebnis haben kann. Es ist also keineswegs klar, dass sich
hinter beobachteten bzw. gemessenen Korrelationen, wonach das Wahlergebnis einer Regierung
nach Haushaltskonsolidierungen besser oder schlechter ausgefallen ist, auch kausale Effekte (z. B.
auf Ebene des Wihlerverhaltens) verbergen (siehe dazu ausfiihrlicher Giger 2012).

5 Fazit und Ausblick

Der vorliegende Beitrag hat einen Uberblick iiber Studien gegeben, die die Einstellungen der
Biirgerinnen und Biirger zum Themenkomplex Staatsverschuldung empirisch untersucht haben.
Freilich erhebt dieser Uberblicksaufsatz keinen Anspruch auf Vollstindigkeit: bei der enormen
Menge an Beitrigen, die Monat fiir Monat weltweit in Fachzeitschriften und -biichern zum Thema
Staatsverschuldung erscheint, kann nicht ausgeschlossen werden, dass es neben den hier ausge-
werteten Studien, die in der ,Scientific Community* bzw. Fachwelt diskutiert werden und sich
leicht mittels einer Recherche in den gingigen Publikationsdatenbanken (Google Scholar et al.)
finden lassen, noch weitere Arbeiten zum Forschungsfeld ,Staatsverschuldung aus Biirgersicht
gibt. In jedem Falle aber handelt es sich bei den vorgestellten Studien gréfitenteils um Pionier-
arbeiten bzw. Schliisseltexte in dem Sinne, dass die darin verwendeten Forschungsdesigns, Me-
thoden etc. dieses noch recht junge Forschungsfeld erschlossen haben und so den Weg fiir weitere,
dhnlich motivierte Studien geebnet haben.

Daran anschlieRend wire es selbstverstindlich wiinschenswert, dieses Forschungsfeld auf eine
breitere empirische Basis zu stellen. Im Prinzip kénnte man die oben zitierten Studien, die die
offentliche Meinung zu bestimmten Aspekten der Staatsverschuldung in einigen wenigen Lin-
dern in den Blick nehmen, fiir jedes Land der Welt sowie dessen sub-nationale Gebietskorper-
schaften (z.B. Bundeslinder und kommunale Ebene) durchfiihren. Auf diese Weise wiirde man
basierend auf reprisentativen Umfragedaten und/oder experimenteller Evidenz u.a. eine Art
,Weltkarte‘ der sffentlichen Meinung zum Thema Staatsverschuldung erhalten, aus der hervor-
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ginge, ob sich die Determinanten der individuellen Einstellungen der Biirger zu diesem The-
menbereich von Land zu Land, Kontinent zu Kontinent, Kulturkreis zu Kulturkreis etc. unter-
scheiden — und man kénnte anschlieflend an das deskriptive ,Mapping‘ nach Erklirungen fiir die
beobachtbaren Unterschiede suchen. Auch wiirde mit der Durchfithrung von Individualdaten-
Analysen fiir moglichst viele Gebietskérperschaften der Welt das Problem der externen Validitit
der vorliegenden, relativ kleinen Anzahl an empirischen Studien adressiert. So wire mittels ent-
sprechender Daten zu iiberpriifen, ob die in Linderfallstudien fiir Deutschland und Osterreich
identifizierten Zusammenhinge und Muster (vgl. Abschnitt 3) auch auflerhalb des jeweiligen
Untersuchungskontextes, also in den Bevolkerungen anderer Linder, auftreten. Ein weiteres
Desiderat in diesem Forschungsfeld ist, wie oben angesprochen, dass bislang kaum linderver-
gleichende empirische Studien sowie Paneldaten-/Zeitreihenanalysen vorliegen.

Abschlieflend sei hervorgehoben, dass die oben zitierten Studien zumeist durchaus Implikationen
fiir die finanzpolitische Praxis enthalten und insofern nicht nur fiir die ,Scientific Community’,
sondern auch fiir finanzpolitische Entscheidungstriger von Interesse sein kénnten. Beispielsweise
informieren Umfragestudien und experimentelle Studien — wie oben gesehen — dariiber, wie die
Bevolkerung oder bestimmte Personengruppen innerhalb der Gesellschaft (z.B. Steuerzahler,
Senioren, Frauen/Minner, Akademiker, Einwohner bestimmter Regionen etc.) iiber Haushalts-
defizite, Staatsverschuldung, fiskalische Konsolidierung, Schuldenbremsen und andere Aspekte
der staatlichen Verschuldungspolitik denken. Einige der oben analysierten Fragestellungen be-
rithren also offensichtlich den Aspekt der Legitimation der staatlichen Finanzpolitik durch die
(Stimm-)Biirger in einer Gesellschaft und diirften somit auch fiir wiederwahlinteressierte Re-
gierungen sowie Oppositionsparteien von Interesse und Relevanz sein. Denn Wihler besitzen in
einer Demokratie, wie in Abschnitt 4 niher betrachtet, die Moglichkeit, eine bestimmte Form der
Finanzpolitik (z. B. Sparpolitik, Deficit-Spending etc.) an der Wahlurne zu unterstiitzen oder ab-
zustrafen (Giger 2012; Zohlnhéfer 2012).

Politische Akteure konnten die in sozialwissenschaftlichen Studien enthaltenen empirischen
Befunde demnach auch beim ,Policy-Making* im Politikfeld Finanzpolitik einsetzen; etwa wenn es
darum geht, den Biirgerinnen und Biirgern in einer bestimmten historischen Situation den Sinn
und Zweck (a) eines geplanten Spar-, Austeritits- bzw. Konsolidierungsprogramms oder (b) der
weiteren staatlichen Kreditaufnahme zu kommunizieren. In diesem Zusammenhang kénnten
politisch-administrative Akteure beispielsweise (noch) stirker in der Offentlichkeit verdeutlichen,
dass die (Stimm-)Biirger nicht blofl das auflenstehende (Medien-) Publikum darstellen, welches die
staatliche Verschuldungspolitik mehr oder weniger (un-)beteiligt beobachtet und ansonsten nichts
mit dem Phinomen der Staatsverschuldung zu tun hat; sondern dass Biirger in ihrer Doppelrolle
als Finanziers (d. h. Steuerzahler) und Empfinger staatlich bereitgestellter Giiter und Dienstleis-
tungen sowie staatlicher Zahlungen (z.B. Subventionen, Sozialtransfers) selbst ein Teil des
,Schuldenspiels‘ sind, und mehr oder weniger stark in dieses involviert beziehungsweise davon
betroffen sind (Weizsicker 1992; Konrad und Zschipitz 2012). Wenn die Steuereinnahmen zur
Finanzierung bestimmter staatlicher Giiter und Dienstleistungen nicht ausreichen, stehen dem
Staat eben — so banal es klingen mag — im Prinzip nur drei Wege zur Verfligung: (1) entweder die
entsprechenden Staatsausgaben werden gekiirzt oder gar nicht getitigt; (2) die staatliche Bereit-
stellung der betreffenden Giiter und Dienstleistungen wird tiber Abgaben- oder Steuererh6hungen
sichergestellt; oder (3) die betroffene Gebietskérperschaft (Kommune, Bundesland, Bund) finan-
ziert die entsprechenden Leistungen iiber den Weg der weiteren Kreditaufnahme.

Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung | DIW Berlin'|-88:1Jahrgang | 04.2019



Staatsverschuldung aus Biirgersicht: Ein Forschungsiiberblick

Literaturverzeichnis

— Alesina, A. und A. Passalacqua (2016): The Political Economy of Government Debt. In:
Taylor, J. B. und H. Uhlig (Hrsg.): Handbook of Macroeconomics. Vol. 2. Amsterdam,
2599—2051.

— Alesina, A., D. Carloni und G. Lecce (2013): The Electoral Consequences of Large Fiscal Ad-
justments. In: Alesina, A. und F. Giavazzi (Hrsg.): Fiscal Policy after the Financial Crisis.
Chicago, 531-572.

— Alesina, A., R. Perotti und J. Tavares (1998): The Political Economy of Fiscal Adjustments.
Brookings Papers on Economic Activity, 1, 197—248.

— Barnes, L. und T. Hicks (2018): Making Austerity Popular: The Media and Mass Attitudes
toward Fiscal Policy. American Journal of Political Science, 62(2), 340-354.

— Bauhr, M. und N. Charron (2018): Why support international redistribution? Corruption and
public support for aid in the Eurozone. European Union Politics, 19(2), 233-254.

— Brender, A. und A. Drazen (2008): How Do Budget Deficits and Economic Growth Affect
Reelection Prospects? Evidence from a Large Panel of Countries. American Economic
Review, 98(5), 2203-2220.

— Buchanan, J. M. und R. E. Wagner (1977): Democracy in Deficit: The Political Legacy of Lord
Keynes. New York.

— Daniele, G. und B. Geys (2015): Public support for European fiscal integration in times of
crisis. Journal of European Public Policy, 22(5), 650-670.

— Eslava, M. (2011): The Political Economy of Fiscal Deficits: A Survey. Journal of Economic
Surveys, 25(4), 645-673.

— European Commission (2012): Standard Eurobarometer 78. Public Opinion in the European
Union (Fieldwork: November 2012). Brussels.

— Gerhards, J., H. Lengfeld, Z. Ignicz, F. Kley und M. Priem (2019): European Solidarity in
Times of Crisis: Insights from a Thirteen-Country Survey. London.

— Giger, N. (2012): Wie reagieren Wihler auf Sparpolitik? Eine theoretische und empirische
Anniherung an die elektoralen Kosten von Sparpolitik. der moderne staat — Zeitschrift fiir
Public Policy, Recht und Management, 5(2), 291-312.

— Hayo, B. und F. Neumeier (2016): The Debt Brake in the Eyes of the German Population.
International Economics and Economic Policy, 13(1), 139-159.

— Hayo, B. und F. Neumeier (2017): Public Attitudes toward Fiscal Consolidation: Evidence
from a Representative German Population Survey. Kyklos, 70(1), 42—69.

— Hayo, B. und F. Neumeier (2019): Public Preferences for Government Spending Priorities:
Survey Evidence from Germany. German Economic Review, 20(4), e1—e37.

— Heinemann, F. und T. Hennighausen (2012): Understanding Public Debt Preferences. Fi-
nanzArchiv/Public Finance Analysis, 68(4), 406—430.

— Kleider, H. und F. Stoeckel (2019): The Politics of International Redistribution: Explaining
Public Support for Fiscal Transfers in the EU. European Journal of Political Research, 58(1),
4-29.

— Konrad, K. A. und H. Zschipitz (2012): Schulden ohne Sithne? Was Europas Krise uns
Biirger kostet. Aktualisierte Neuausgabe. Miinchen.

— Mause, K. (2018): Governing the Market for Sovereign Bailouts. In: Eusepi, G. und R. E.
Wagner (Hrsg.): Debt Default and Democracy. Cheltenham, 17-35.

— Mause, K. und F. Groteke (2012): New Constitutional ,Debt Brakes“ for Euroland? A
Question of Institutional Complementarity. Constitutional Political Economy, 23(4), 279—
30I.

Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung | DIW Berlin | 88. Jahrgang | 04.2019



Karsten Mause

— Mulas-Granados, C. (2004): Voting against spending cuts: The electoral costs of fiscal adjust-
ments in Europe. European Union Politics, 5(4), 467-493.

— Nicoli, F. (2019): Integration through crises? A quantitative assessment of the effect of the
Eurocrisis on preferences for fiscal integration. Comparative European Politics, 17(3), 397—
425.

— Pamp, O. und J. Schnellenbach (2018): Finanzpolitik. In: Mause, K., Ch. Miiller und K.
Schubert (Hrsg.): Politik und Wirtschaft: Ein integratives Kompendium. Wiesbaden, 267-
295.

— Peltzman, S. (1992): Voters as Fiscal Conservatives. Quarterly Journal of Economics, 107(2),
327-301.

— Pew Research Center (2012): Pew Global Attitudes Project. Spring 2012 Survey. Washington
D.C.

— Rodden, J. A., G. S. Eskeland und J. Litvack (2003): Introduction and overview. In: dies.
(Hrsg.): Fiscal decentralization and the challenge of hard budget constraints. Cambridge
MA, 331

— Schneider, Ch. J. (2007): Politischer Opportunismus und Haushaltsdefizite in den westdeut-
schen Bundeslindern. Politische Vierteljahresschrift, 48(2), 221-242.

— Stix, H. (2013): Does the Broad Public Want to Consolidate Public Debt? — The Role of
Fairness and of Policy Credibility. Kyklos, 66(1), 102-129.

— Vasilopoulou, S. und L. Talving (2019): Poor versus rich countries: A gap in public attitudes
towards fiscal solidarity in the EU. West European Politics, forthcoming.

— Wagschal, U. (2003): Wer ist schuld an den Schulden? Zur Politischen Okonomie der Staats-
verschuldung. In: Obinger, H., U. Wagschal und B. Kittel (Hrsg.): Politische Okonomie: De-
mokratie und wirtschaftliche Leistungsfihigkeit. Opladen, 289—320.

— Weizsicker, R. K. von (1992): Staatsverschuldung und Demokratie. Kyklos, 45(1), 51-67.

— Zabler, S. (2017): Die Konsolidierungsbereitschaft der Biirger. Die Rolle des Problemdrucks
auf kommunaler Ebene. Zeitschrift fiir Politikwissenschaft, 27(1), 29—45.

— Zohlnhofer, R. (2012): Die Schwierigkeiten der Demokratie mit dem Sparen. Eine Einlei-
tung. der moderne staat — Zeitschrift fiir Public Policy, Recht und Management, 5(2), 263—
267.

Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung | DIW Berlin'|-88:1Jahrgang | 04.2019



	Karsten Mause: Staatsverschuldung aus Bürgersicht: Ein Forschungsüberblick
	Zusammenfassung / Summary
	1 Einleitung
	2 Ist Staatsverschuldung überhaupt ein Problem? Bürgerwahrnehmungen
	3 Unterstützen Bürger eine Politik der fiskalischen Konsolidierung?
	4 Hat Sparpolitik elektorale Konsequenzen?
	5 Fazit und Ausblick
	Literaturverzeichnis


